Betriebsaufspaltung


Überblick

Eine Betriebsaufspaltung liegt vor, wenn ein Unternehmen (Besitzunternehmen) eine wesentliche Betriebsgrundlage an eine gewerblich tätige Personen- oder Kapitalgesellschaft (Betriebsunternehmen) zur Nutzung überlässt (sachliche Verflechtung) und eine Person oder mehrere Personen zusammen sowohl das Besitzunternehmen als auch das Betriebsunternehmen in dem Sinne beherrschen, dass sie in der Lage sind, in beiden Unternehmen einen einheitlichen geschäftlichen Betätigungswillen durchzusetzen (personelle Verflechtung).

Liegen die Voraussetzungen der sachlichen und personellen Verflechtung vor, ist die Vermietung oder Verpachtung keine Vermögensverwaltung mehr, sondern eine gewerbliche Vermietung oder Verpachtung. Das Besitzunternehmen ist Gewerbebetrieb.

Der wohl häufigste Fall der Betriebsaufspaltung ist der, dass ein GmbH-Gesellschafter ein ihm gehörendes Grundstück an „seine“ GmbH vermietet. Er erzielt auf Grund der Betriebsaufspaltung keine Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung, sondern Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Das Grundstück und die GmbH-Anteile sind in diesem Fall Betriebsvermögen.

Allgemeines zur Betriebsaufspaltung

Für die Annahme einer Betriebsaufspaltung sind als Voraussetzungen die sachliche und personelle Verflechtung notwendig.

Formen der Betriebsaufspaltung

Echte Betriebsaufspaltung

Die „echte“ Betriebsaufspaltung zeichnet sich dadurch aus, dass ein Unternehmen tatsächlich durch die Entscheidung des Unternehmers in zwei rechtlich selbständige Unternehmen aufgespalten wird. Das Besitzunternehmen hat meistens die Rechtsform einer Personengesellschaft, das Betriebsunternehmen einer GmbH. 

Unechte Betriebsaufspaltung

Bei der „unechten“ Betriebsaufspaltung wird kein einheitliches Unternehmen in zwei Einheiten aufgespalten. Vielmehr werden das Besitz- und das Betriebsunternehmen von vornherein als rechtlich selbständige Unternehmen gegründet, oder zum vorhandenen Betriebsunternehmen tritt das Besitzunternehmen hinzu. 

Beispiel:

A führt als Alleingesellschafter eine GmbH. Das notwendige Betriebsgrundstück pachtet die GmbH von A’s Vater. Als dieser verstirbt, erbt A das Grundstück und wird selbst zum Verpächter an die GmbH. In diesem Moment ist die sachliche und personelle Verflechtung gegeben. Die Überlassung des Grundstücks ist nicht als private Vermietung/Verpachtung zu behandeln (wie vielleicht noch bei A’s Vater), sondern als gewerbliches Unternehmen im Rahmen einer Betriebsaufspaltung.

Sachliche Verflechtung

Eine sachliche Verflechtung liegt vor, wenn das Besitzunternehmen dem Betriebsunternehmen eine oder mehrere wesentliche Betriebsgrundlagen zur Nutzung überlässt. Dies muss nicht zwingend gegen Entgelt (z.B. Miete) geschehen. Auch die teilentgeltliche oder unentgeltliche Nutzungsüberlassung können zur Annahme einer Betriebsaufspaltung führen, da davon auszugehen ist, dass angestrebt wird, vom Betriebsunternehmen Beteiligungserträge (Ausschüttungen) zu erzielen.

Wesentliche Betriebsgrundlage

Wesentliche Betriebsgrundlagen sind solche Wirtschaftsgüter, denen ein besonderes wirtschaftliches Gewicht für die Betriebsführung zukommt und die zur Erreichung des Betriebszwecks erforderlich sind. Nicht entscheidend ist, ob das Wirtschaftsgut erhebliche stille Reserven enthält oder jederzeit am Markt ersetzbar wäre. Auch ungünstige oder heruntergekommene Wirtschaftsgüter können eine wesentliche Betriebsgrundlage sein.

Wesentliche Betriebsgrundlagen können auch solche Wirtschaftsgüter sein, die nicht im Eigentum des Besitzunternehmens stehen. Ausreichend ist, wenn ein Dritter das Wirtschaftsgut entgeltlich oder unentgeltlich dem Besitzunternehmen überlässt (z.B. auch im Wege des Nießbrauchs) und das Besitzunternehmen der Betriebsgesellschaft dieses Nutzungsrecht vermittelt.

Als wesentliche Betriebsgrundlage kommen auch immaterielle Wirtschaftsgüter wie z.B. Patente oder ungeschützte Erfindungen in Betracht.

Ein Grundstück stellt eine wesentliche Betriebsgrundlage dar, sofern es für die Betriebsgesellschaft nicht nur von untergeordneter wirtschaftlicher Bedeutung ist. Von einer wirtschaftlichen Bedeutung ist auszugehen, wenn der Betrieb ohne das Grundstück nicht wie bisher fortgeführt werden könnte; insbesondere, wenn das Grundstück auf die Bedürfnisse des Betriebsunternehmens zugeschnitten ist, z.B. die aufstehenden Gebäude für dessen Zwecke hergerichtet oder gestaltet worden sind oder die Betriebsführung durch die Lage, die Größe bzw. den Grundriss des Grundstücks bestimmt wird. Eine individuelle Gestaltung des Grundstücks ist nicht zwingende Voraussetzung.

Fabrikgrundstücke sind in der Regel wesentliche Betriebsgrundlage, da die Gebäude meist durch ihre Gliederung oder sonstige Bauart auf den Betrieb zugeschnitten sind. Davon kann zumindest dann ausgegangen werden, wenn ein enger zeitlicher Zusammenhang zwischen Errichtung des Gebäudes, Vermietung und Aufnahme des Betriebs in diesem Gebäude besteht.

Dasselbe wird regelmäßig für Laden- und Verkaufsräume angenommen, da diese die Eigenart des Betriebs prägen und der Kundenstamm mit ihnen verbunden ist. Bei mehreren Geschäftslokalen eines Filialeinzelhandelsbetriebs sind die einzelnen Geschäftslokale auch dann eine wesentliche Betriebsgrundlage, wenn auf das einzelne Geschäftslokal weniger als 10% der gesamten Nutzfläche des Unternehmens entfällt. Eine wirtschaftlich untergeordnete Bedeutung aufgrund eines geringen Umsatz-/Ertragsanteils hat der BFH hierbei auch nicht angenommen, wenn das einzelne Geschäftslokal nachhaltig Verluste erwirtschaftet, da gerade das Bestehenlassen der Filiale bei anhaltenden Verlusten für eine Einbindung ins Gesamtbetriebskonzept spricht.

Die Wesentlichkeit eines Grundstücks kann nicht schon deshalb verneint werden, weil das Betriebsunternehmen jederzeit auf dem Markt ein für seine Belange gleichartiges Grundstück mieten oder kaufen könnte. Sie kann aber ausnahmsweise z.B. wegen der geringen Größe des überlassenen Grundstücks nicht erfüllt sein. Dabei ist neben den Größenverhältnissen im Vergleich zu den von Fremden gemieteten Betriebsgrundstücken auch die absolute Größe des Grundstücks zu.

In der jüngeren Rechtsprechung hat der BFH den Begriff eher erweitert. So wurde auch ein Teil eines Einfamilienhauses, das einer von Eheleute beherrschten GmbH überlassen wurde, als wesentliche Betriebsgrundlage angesehen, da sich dort die Geschäftsleitung des Unternehmens befand.

Personelle Verflechtung

Eine personelle Verflechtung liegt vor, wenn die hinter beiden Unternehmen stehenden Personen einen einheitlichen geschäftlichen Betätigungswillen haben. Davon ist auszugehen, wenn dieselbe Person oder Personengruppe an beiden Unternehmen mehrheitlich beteiligt ist, so dass die das Besitzunternehmen tatsächlich beherrschende(n) Person(en), in der Lage ist/sind, auch in der Betriebsgesellschaft ihren Willen durchzusetzen.

Am deutlichsten tritt der einheitliche geschäftliche Betätigungswille hervor, wenn an beiden Unternehmen dieselben Personen im gleichen Verhältnis beteiligt sind.

Sind die Beteiligungsverhältnisse in beiden Gesellschaften nicht identisch und/ oder weitere Gesellschafter jeweils nur am Besitz- oder Betriebsunternehmen beteiligt, ist eine personelle Verflechtung auch dann anzunehmen, wenn eine durch gleichgerichtete Interessen verbundene Personengruppe ihren Willen in beiden Unternehmen durchsetzen kann.

Gleichgerichtete Interessen sind unter den o.g. Voraussetzungen stets zu vermuten, da die beteiligten Personen sich i.d.R. zur Verfolgung eines bestimmten wirtschaftlichen Zwecks zusammengeschlossen haben. Einer 


[image: image1] Betriebsaufspaltung  stehen Interessenkollisionen nur entgegen, sofern sie auf Grund der Gestaltung der Verträge und der bestehenden wirtschaftlichen Interessenlagen nicht nur möglich, sondern ihr Vorhandensein durch konkrete Tatsachen nachgewiesen wird.

Die Zusammenrechnung von Ehegattenanteilen ist verfassungswidrig, soweit sie ausschließlich auf der Ehe beruht oder nur mit der Lebenserfahrung begründet wird, zwischen Ehegatten bestünde bei wesentlichen wirtschaftlichen Entscheidungen eine identische Willensrichtung.

Eine Zusammenrechnung kommt dennoch in Betracht, sofern über die Ehe hinausgehende Beweisanzeichen vorliegen, die für gleichgerichtete Interessen sprechen. Solche sind insbesondere eine durch umfassende, planmäßige und gemeinsame Betätigung geprägte Wirtschaftsgemeinschaft sowie die Erteilung einer unwiderruflichen Stimmrechtsvollmacht. Dagegen stellen jahrelanges konfliktfreies Zusammenwirken, das Zur-Verfügung-Stellen der Mittel für die Beteiligung durch den anderen Ehegatten und der Güterstand der Zugewinngemeinschaft keine besonderen Beweisanzeichen dar, auch nicht, wenn mehrere Indizien gleichzeitig vorliegen.

Ungeachtet dieses Beschlusses sind Ehegattenanteile zusammenzurechnen, wenn die Ehegatten jeweils an beiden Unternehmen beteiligt sind und i.S.d. Gruppentheorie eine Interessengruppe bilden, die in beiden Unternehmen ihren Willen durchsetzen kann. Denn in diesem Fall wird der Interessengleichklang nicht aus der ehelichen Beziehung, sondern aus dem zweckgerichteten Zusammenschluss derselben Personen abgeleitet.

Eine 
[image: image3] Betriebsaufspaltung liegt mangels personeller Verflechtung nicht vor, wenn das Besitzunternehmen alleine der Ehefrau und das Betriebsunternehmen alleine dem Ehemann gehört oder umgekehrt (Wiesbadener Modell).
Beginn der Betriebsaufspaltung

Die Betriebsaufspaltung beginnt, sobald die personelle als auch die sachliche Verflechtung gegeben ist. Der Zeitpunkt der personellen Verflechtung ist anhand der gesellschaftsrechtlichen Beteiligungsverhältnisse zu bestimmen. Bezüglich des Beginns der sachlichen Verflechtung sind die Fälle der echten und der unechten Betriebsaufspaltung zu differenzieren. In den Fällen der echten Betriebsaufspaltung ist der Beginn mit der Überlassung zumindest einer wesentlichen Betriebsgrundlage anzunehmen. Demgegenüber kann die unechte Betriebsaufspaltung bereits mit Vorbereitungshandlungen beginnen, die erkennbar auf die Überlassung von wesentlichen Betriebsgrundlagen gerichtet sind. Spätestens ist aber auch hier die sachliche Verflechtung mit dem Vollzug des Pachtvertrages zu bejahen.

Steuerliche Auswirkungen der Betriebsaufspaltung

Liegen die Voraussetzungen einer sachlichen und personellen Verflechtung vor, ist die Vermietung bzw. Verpachtung keine bloße Vermögensverwaltung mehr, sondern auf Grund des hinter der Nutzungsüberlassung stehenden einheitlichen gewerblichen Betätigungswillens eine gewerbliche Vermietung bzw. Verpachtung.

Der Gewerbebetrieb des Besitzunternehmens umfasst den Ertrag des gesamten Unternehmens, auch wenn nicht alle Gesellschafter der Besitzgesellschaft an der Betriebsgesellschaft beteiligt sind.

Zu den Einkünften aus § 15 EStG zählen auch Ausschüttungen der Betriebsgesellschaft an das Besitzunternehmen für Zeiträume vor Begründung der Betriebsaufspaltung, sofern der betreffende Gewinnverteilungsbeschluss danach gefasst wurde.

Der Gewinn aus Gewerbebetrieb unterliegt ebenfalls der Gewerbesteuer.

Notwendiges Betriebsvermögen

Notwendiges Betriebsvermögen des Besitzunternehmens sind alle Wirtschaftsgüter, die objektiv erkennbar zum unmittelbaren Einsatz im Betrieb selbst bestimmt sind, aber auch solche Wirtschaftsgüter, die nicht wesentliche Betriebsgrundlage der Betriebsgesellschaft sind, sofern ihre Überlassung in unmittelbarem wirtschaftlichem Zusammenhang mit der Überlassung der wesentlichen Betriebsgrundlagen steht.

Die Anteile an der Betriebs-Kapitalgesellschaft gehören im Rahmen einer bestehenden Betriebsaufspaltung regelmäßig zum notwendigen Betriebsvermögen des Besitzunternehmens.

Die Wirtschaftsgüter sind auch dann in vollem Umfang notwendiges Betriebsvermögen, wenn an der Besitzpersonengesellschaft Gesellschafter beteiligt sind, die nicht an der Betriebsgesellschaft beteiligt sind.

Die Einordnung als notwendiges Betriebsvermögen hat zur Folge, dass das jeweilige Wirtschaftsgut steuerverhaftet ist. Während Wirtschaftsgüter im Privatvermögen bei z.B. einer Veräußerung nur unter bestimmten Voraussetzungen zu einer Versteuerung führen, sind bei notwendigem Betriebsvermögen spätestens im Zeitpunkt einer Betriebsaufgabe die stillen Reserven steuerpflichtig aufzulösen.

Beendigung der Betriebsaufspaltung

Wenn die sachlichen oder personellen Voraussetzungen entfallen, endet auch die Betriebsaufspaltung. Dies kann z.B. der Fall sein, wenn das Betriebsunternehmen veräußert wird.

Die Beendigung der Betriebsaufspaltung führt zu einer Betriebsaufgabe des Besitzunternehmens und damit zu einer steuerpflichtigen Realisierung der stillen Reserven.

HINWEIS

Dieses Dokument dient lediglich der Verschaffung eines groben Überblicks über das dargestellte Thema. Es kann eine einzelfallbezogene Beratung nicht ersetzen.
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